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Das Abzugsverbot des Abs. 5 Satz 1 Nr. 12 setzt zun
chst – wie in allen F
l-
len des Abs. 5 – voraus, dass es sich bei den betreffenden Aufwendungen
um BA iSd. Abs. 4 handelt.
Zuschlag bei Verletzung von Dokumentationspflichten: Nach § 162
Abs. 4 AO kann die Finanzbehçrde einen Zuschlag festsetzen, wenn der
Stpfl. seine Dokumentationspflichten bei ausl
nd. Gesch
ftsbeziehungen
iSd. § 90 Abs. 3 AO verletzt.
Rechtsfolge: Ein Abzug des festgesetzten Zuschlags bei der stl. Gewinn-
ermittlung als BA ist nicht zul
ssig.

Erl�uterungen zur Einf�gung des Abs. 5a:
Abzugsverbot f�r Aufwendungen f�r Wege zwischen

Wohnung und Betriebsst�tte, f�r Familienheimfahrten und
Einf�hrung einer „H�rtefallregelung“

Schrifttum: s. die Nachweise vor Anm. J 06-18.

Die tatbestandlichen Voraussetzungen des Abs. 5a Satz 1 entsprechen
den Voraussetzungen des Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 Satz 1 aF (s. hierzu § 4
Anm. 1415 ff.).
Als Rechtsfolge ordnet Abs. 5a Satz 1 ein absolutes Abzugsverbot f�r die
entsprechenden Aufwendungen als BA an. Die Hçhe der nicht abziehbaren
BA ist nach Maßgabe des Abs. 5a S
tze 2 und 3 zu ermitteln.
E Grundsatz der pauschalen Ermittlung: Nach Abs. 5a Satz 2 ist grunds
tzlich
der Betrag der nicht abziehbaren BA entsprechend der bisherigen Regelung
des Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 Satz 3 aF pauschal zu ermitteln. Bei der Berechnung
der nicht abziehbaren BA ist nunmehr jedoch kein Unterschiedsbetrag mehr
zu ermitteln. Vielmehr entspricht die Summe der bisherigen Ausgangsgrç-
ßen von 0,03 % des inl
nd. Listenpreises bez�glich der Fahrten zwischen
Wohnung und Betriebsst
tte (s. hierzu § 4 Anm. 1439 ff.) und von 0,002 %
des inl
nd. Listenpreises bez�glich der Familienheimfahrten (s. hierzu § 4
Anm. 1445) den nach neuer Rechtslage nicht abziehbaren BA.
E Ansatz der tats�chlichen Aufwendungen: Entsprechend der bisherigen Rege-
lung des Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 Satz 2 aE darf der Stpfl. anstelle der Listen-
preismethode des Abs. 5a Satz 2 die Fahrtenbuchmethode des Abs. 5a
Satz 3 zur Ermittlung der nicht abziehbaren BA anwenden (hierzu § 4
Anm. 1448). Dabei entsprechen die tats
chlichen Aufwendungen den nicht
abziehbaren BA.
„H�rtefallregelung“: Abs. 5a Satz 4 ordnet die entsprechende Anwendung
des § 9 Abs. 2 an. Dementsprechend kçnnen in den F
llen des § 9 Abs. 2 (s.
hierzu § 9 Anm. J 06-14) die nach dieser Vorschrift ermittelten Aufwendun-
gen wie BA abgezogen werden. Die hiernach abziehbaren Aufwendungen
sind bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1, § 5 innerhalb der StBil. zu
ber�cksichtigen. Denn es handelt sich zwar nicht um BA, jedoch sind diese
Aufwendungen wie BA zu behandeln.
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